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1. Einleitung  

 

a) Präambel  

 
Die vorliegende Richtlinie zur internen Meldung (im Folgenden „Richtlinie zur internen 
Meldung“ oder „Richtlinie“) gilt im Unternehmen All in One Technologies SA (im Folgenden 
„das Unternehmen“) ab dem 01.10.2025. 
 
Die interne Meldungsrichtlinie wurde festgelegt: 

• nach Unterrichtung und Anhörung der Personalvertretung.  

 

Mit der Verabschiedung dieser Richtlinie verpflichtet sich das Unternehmen, eine Arbeitskultur 
zu fördern, die auf offener Kommunikation, Transparenz und der Förderung seiner sozialen 
Verantwortung basiert.  
 
Diese Richtlinie hat folgende Ziele:  
(i) sichere Kanäle festzulegen, über die Hinweisgeber innerhalb des Unternehmens 
Informationen über Rechtsverstöße melden können (im Folgenden „interne Meldung“), sowie 
die Verfahren zur Bearbeitung und Nachverfolgung interner Meldungen, und   
(ii) den Schutz von Hinweisgebern, die in gutem Glauben handeln (wie nachstehend definiert), 
vor jeglicher Form von Vergeltungsmaßnahmen zu gewährleisten. 
 
Das Unternehmen verfügt über eine gesonderte Richtlinie zu psychischer und sexueller 
Belästigung. Jede Person, die sich als Opfer oder Zeuge von Fällen psychischer und/oder 
sexueller Belästigung innerhalb des Unternehmens sieht, wird dazu ermutigt, gemäß dem in 
der entsprechenden Richtlinie vorgesehenen Verfahren Beschwerde einzureichen oder den 
Sachverhalt zu melden. 

 
Für alle Angelegenheiten, die in dieser Richtlinie nicht geregelt sind, wird auf das Gesetz vom 
16. Mai 2023 zur Umsetzung der geänderten Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden (oder Gesetz zum Schutz von Hinweisgebern), verwiesen. 
 
Die vorliegende interne Meldungsrichtlinie kann nach Unterrichtung und Anhörung der 
Personalvertretung regelmäßig überprüft und geändert werden. 
 
 

b) Betroffene Personen  

 
Die interne Melderichtlinie gilt für alle Personen, die in einem beruflichen Verhältnis zum 
Unternehmen stehen und in gutem Glauben eine Meldung vornehmen (im Folgenden „der 
Meldende“). 
 
Betroffen sind somit Mitarbeiter und ehemalige Mitarbeiter des Unternehmens, Auszubildende, 
Praktikanten, Zeitarbeitskräfte, Personen, die im Rahmen eines Einstellungsverfahrens mit 
dem Unternehmen in Kontakt stehen, aber auch Aktionäre und Führungskräfte, Selbstständige 
sowie alle Personen, die für Vertragspartner, Subunternehmer und Lieferanten tätig sind.  
 

c) Betroffene Verstöße  

 



Richtlinie zur internen Meldung _ Version 09 2025 3 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

 

Die interne Melderichtlinie gilt für alle Informationen, die im beruflichen Kontext erlangt wurden 
und einen tatsächlichen oder potenziellen Verstoß gegen eine Rechtsvorschrift darstellen oder 
dem Gegenstand oder Zweck der Bestimmungen des luxemburgischen oder direkt 
anwendbaren europäischen Rechts zuwiderlaufen (im Folgenden „Verstoß“). 
 

2. Internes Meldeverfahren  

 
- Personen, die Informationen über Rechtsverstöße weitergeben möchten, werden dazu 

ermutigt, den internen Meldeweg zu nutzen, da dieser Meldeweg Folgendes 
ermöglicht: 

• die Untersuchung und Feststellung, ob ein Rechtsverstoß oder das Risiko eines 
Rechtsverstoßes vorliegt, der das Unternehmen betrifft, und, falls ja, die 
Umsetzung aller Maßnahmen zur internen Behebung des Problems; 

• die Gefährdung des Hinweisgebers sowie den Reputationsschaden für potenziell 
betroffene Personen und das Unternehmen zu begrenzen. 

 
- Für Privatpersonen besteht grundsätzlich keine allgemeine Pflicht, Straftaten, von 

denen sie Kenntnis haben, anzuzeigen. Dennoch werden alle Mitarbeitenden dazu 
angehalten, jede Unregelmäßigkeit zu melden und bei offiziellen Untersuchungen, 
Audits und/oder ähnlichen Inspektionen mitzuwirken.  
 

- Für die Meldung einer Unregelmäßigkeit ist es nicht erforderlich, über dokumentarische 
Beweise zu verfügen; ein begründeter Verdacht bzw. eine vernünftige Überzeugung 
genügen, um eine Meldung zu erstatten.  

 
- Unregelmäßigkeiten können mit jedem dem Mitarbeitenden zur Verfügung stehenden 

Mittel gemeldet werden und sollten so präzise und vollständig wie möglich beschrieben 
werden. 

 
 

a) Übermittlung einer Meldung  

 
(1) Empfänger der Meldung  

Der Hinweisgeber hat die Möglichkeit, seinen Hinweis an das Unternehmen zu richten, indem 
er sich an einen der vom Unternehmen benannten Ansprechpartner („der Ansprechpartner“) 
wendet. 

 
Der Ansprechpartner ist der Personalverantwortliche 

Modalitäten der Übermittlung 

Die interne Meldung kann auf Französisch, Englisch oder Deutsch auf eine der folgenden 

Weisen erfolgen: 

• Per Post oder per E-Mail 

Der Brief ist an folgende Adresse zu senden: 

Unternehmen All in One Technologies SA 

Zu Händen des Personalverantwortlichen  

Personalabteilung  

(streng vertraulich) 

35, rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach (Luxemburg) 
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Die E-Mail ist an folgende Adresse zu senden: signalement@aio.lu    

 

• Per Telefon oder im Rahmen eines persönlichen Gesprächs  

Um dem benannten Ansprechpartner mündlich einen Hinweis zu übermitteln, wählen Sie bitte 

folgende Telefonnummer: +352 278454-22 

Der Meldende kann alternativ oder zusätzlich zu seiner telefonischen Meldung ein 

persönliches Gespräch mit dem Ansprechpartner beantragen. 

Im Falle einer mündlich übermittelten Meldung: 

• muss der Ansprechpartner die Meldung in einem Protokoll festhalten, das der 

Meldende berichtigen darf und das er durch seine Unterschrift bestätigen muss (im 

Folgenden „Meldungsprotokoll“). 

 

• Als Datum des Eingangs der Meldung gilt das Datum der Unterzeichnung des 

Meldungsprotokolls durch den Meldenden. 

 

(2) Inhalt der Meldung  

Die Meldung muss folgende Angaben enthalten, um zulässig zu sein: 

• die Identität, die Funktion und die Kontaktdaten des Meldenden; 

• die Identität und die Funktion(en) der von der Meldung betroffenen Person(en); 

• eine möglichst genaue Beschreibung des gemeldeten Sachverhalts (Daten, 

Sachverhalt, Zeugen usw.); 

• alle Informationen und Unterlagen in jeglicher Form oder auf jeglichem Datenträger, 

die zur Untermauerung dieser Meldung dienen. 

Grundsätzlich akzeptiert das Unternehmen keine anonymen Meldungen. Im Falle des 

Eingangs einer anonymen Meldung ist das Unternehmen nicht verpflichtet, diese zu prüfen 

oder weiterzuverfolgen, kann jedoch nach eigenem Ermessen beschließen, den gemeldeten 

Sachverhalt zu untersuchen. 

b) Untersuchung einer Meldung  

 

(1) Empfangsbestätigung  
 
Der Ansprechpartner bestätigt dem Meldenden über den vom Meldenden genutzten oder 

gewählten Kommunikationsweg spätestens innerhalb von sieben (7) Tagen nach Eingang der 

Meldung den Erhalt der Meldung und teilt dem Meldenden mit, ob die Meldung formal zulässig 

ist oder nicht (im Folgenden „Empfangsbestätigung der Meldung“). 

Ist die Meldung nicht ausreichend begründet, um ihre Zulässigkeit beurteilen zu können, kann 

der Ansprechpartner den Verfasser der Meldung innerhalb der Frist von sieben (7) Tagen 

auffordern, ihm zusätzliche Informationen zur Verfügung zu stellen. In diesem Fall beginnt die 

Frist für die Prüfung der Zulässigkeit der Meldung erst mit dem Eingang der zusätzlichen 

Unterlagen bzw. Informationen. 

(2) Interne Untersuchung 
 

mailto:signalement@aio.lu
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Ab dem Zeitpunkt der Ausstellung der Empfangsbestätigung, mit der die Zulässigkeit der 

Meldung bestätigt wird, leitet der Beauftragte alle erforderlichen Maßnahmen ein, um die 

Richtigkeit der gemeldeten Sachverhalte zu überprüfen. Je nach Art des Verstoßes und/oder 

der Komplexität des gemeldeten Sachverhalts kann der Beauftragte externe und/oder interne 

Experten hinzuziehen, die über die erforderlichen Kompetenzen verfügen, um die Ermittlungen 

zu den gemeldeten Sachverhalten durchzuführen.  

Im Rahmen der internen Untersuchung sammeln und analysieren der Beauftragte und/oder 

die Experten alle relevanten Unterlagen und können Gespräche mit dem Hinweisgeber, 

der/den von der Meldung betroffenen Person(en) und/oder jeder Person (unabhängig davon, 

ob sie dem Unternehmen angehört oder nicht) führen, die für die Untersuchung nützliche 

Informationen liefern kann. Die Mitarbeiter sind verpflichtet, loyal und transparent an der 

Untersuchung mitzuwirken; sie können sich von einem Mitglied der Personalvertretung oder 

einem anderen Mitarbeiter des Unternehmens unterstützen lassen. Über jedes Gespräch wird 

ein datiertes Protokoll angefertigt, das – sofern die befragte Person damit einverstanden ist 

– von ihr unterzeichnet wird.  

Nach Abschluss der internen Untersuchung verfasst der Beauftragte einen Bericht über den 

Untersuchungsablauf. Dieser Untersuchungsbericht sowie alle zur Unterstützung der 

Untersuchung gesammelten Unterlagen und Informationen sind streng vertraulich. Sie 

können, sofern der Beauftragte dies für sinnvoll oder notwendig erachtet, an die zuständigen 

Behörden zur Durchführung weiterer Ermittlungen oder zur Einleitung eines Strafverfahrens 

gegen die Person(en), die den Verstoß begangen hat (haben), oder im Falle eines 

Rechtsstreits an die Justizbehörden weitergeleitet werden. 

Ist ein Mitarbeitender Gegenstand einer Meldung, so ist er über die gegen ihn erhobenen 
Vorwürfe zu informieren, sofern diese Information den ordnungsgemäßen Verlauf der 
Untersuchung nicht beeinträchtigt.  
 
In jedem Fall hat jeder in einer Meldung namentlich genannter Mitarbeiter Anspruch auf ein 
faires Verfahren. Ist dies aus objektiven Gründen nicht möglich (die im Untersuchungsbericht 
darzulegen sind), hat der Mitarbeiter die Möglichkeit, seine Stellungnahme schriftlich 
abzugeben.  
 
Die für die Durchführung der Untersuchung zuständige Person ist dafür verantwortlich, die 

zuvor genannten Personen zu kontaktieren und sie über das vorliegende Verfahren zu 

informieren. 

 

(3) Rückmeldung 
 

Wenn die durchgeführten Überprüfungen ergeben, dass die gemeldeten Sachverhalte keinen 

Verstoß im Sinne dieser Richtlinie darstellen, informiert der Beauftragte den Meldenden über 

den vom Meldenden genutzten oder gewählten Kommunikationsweg darüber, dass die 

Meldung ohne weitere Maßnahmen zu den Akten gelegt wird. 

Stellt sich bei den durchgeführten Überprüfungen heraus, dass die gemeldeten Sachverhalte 

einen Verstoß im Sinne dieser Richtlinie darstellen, informiert der Beauftragte den Meldenden 

über den vom Meldenden genutzten oder gewählten Kommunikationsweg über die 

Maßnahmen, die ergriffen wurden oder werden, um den gemeldeten Verstoß zu beenden. 

Die Rückmeldung an den Hinweisgeber erfolgt spätestens innerhalb einer Frist von drei (3) 

Monaten ab dem Datum der Empfangsbestätigung des Hinweises 
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(4) Abschluss des Verfahrens 
 

Nach Erhalt der Rückmeldung archiviert der Beauftragte die mit der Meldung verbundenen 

Unterlagen (anonymisierte oder pseudonymisierte Daten) in einem vertraulichen Register für 

die Dauer der für Handelsgesellschaften geltenden Verjährungsfrist, d. h. für einen Zeitraum 

von zehn (10) Jahren.  

Nach Ablauf dieser Frist wird die Akte zur Meldung vernichtet. 

Im Falle eines Gerichtsverfahrens aufgrund der Meldung können die Daten bis zum Erlass 

einer rechtskräftigen Entscheidung aufbewahrt werden. 

c)  e Vertraulichkeitsgarantien  

 
Das Unternehmen verpflichtet sich, die Vertraulichkeit der ihm zur Kenntnis gebrachten 
Informationen und Daten zu wahren und dafür zu sorgen, dass der Ansprechpartner sowie alle 
Personen, die im Rahmen des Untersuchungsverfahrens zur Meldung tätig werden, diese 
Vertraulichkeit ebenfalls wahren. 
 
Zu diesem Zweck sind folgende Bestimmungen vorgesehen: 

• Der Ansprechpartner gibt Informationen im Zusammenhang mit der Meldung nur dann 
weiter, wenn eine solche Weitergabe für die Überprüfung oder Bearbeitung der 
gemeldeten Informationen erforderlich ist.  

• Die Identität des Hinweisgebers und der betroffenen Personen wird vom Beauftragten 
und allen an der internen Untersuchung beteiligten Personen vertraulich behandelt. 

• Angaben, die eine Identifizierung des Hinweisgebers ermöglichen, dürfen – außer 
gegenüber den Justizbehörden – nur mit dessen Einwilligung weitergegeben werden. 

• Angaben, die zur Identifizierung der durch eine Meldung beschuldigten Person führen 
könnten, dürfen – außer an die Justizbehörde – erst dann weitergegeben werden, 
wenn die Ernsthaftigkeit der Meldung festgestellt wurde. 

 
Personenbezogene Daten im Zusammenhang mit der Meldung werden vom Unternehmen 
gemäß der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und den geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen verarbeitet. 
 
 

3. Externe Meldung an die zuständige Behörde 

 
Der Hinweisgeber kann eine externe Meldung bei einer der in Artikel 18 des Gesetzes zum 
Schutz von Hinweisgebern aufgeführten zuständigen Behörden vornehmen, und zwar gemäß 
den von der betreffenden Behörde eingerichteten Meldewegen und Modalitäten. 
 
Die externe Meldung kann entweder nach einer internen Meldung gemäß dieser Richtlinie oder 
direkt erfolgen, wobei gemäß dem Gesetz zum Schutz von Hinweisgebern empfohlen wird, 
dass der Hinweisgeber vor einer Meldung an die zuständigen Behörden vorrangig die internen 
Meldekanäle nutzt. 
 
 

4. Schutz von Hinweisgebern 

Das Unternehmen verpflichtet sich, keine Vergeltungsmaßnahmen gegen einen Hinweisgeber 
zu ergreifen, der in gutem Glauben handelt, d. h. der zum Zeitpunkt der Meldung berechtigte 
Gründe hatte anzunehmen, dass die gemeldeten Informationen über die Verstöße 
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wahrheitsgemäß waren und dass diese Informationen in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes zum Schutz von Hinweisgebern fallen. 

Die interne Richtlinie zur Meldung von Verstößen zielt auch darauf ab, jede Person zu 
schützen, die entweder dem Hinweisgeber hilft (diese Person wird dann als „Vermittler“ 
bezeichnet) oder aufgrund ihrer Verbindung zum Hinweisgeber ebenfalls Gefahr läuft, 
Vergeltungsmaßnahmen ausgesetzt zu sein (diese Person wird dann als „Dritter“ bezeichnet). 

 

5. Sanktionen 

 
Wurde infolge einer Meldung ein Verstoß festgestellt, werden angemessene Sanktionen 
gegen die Person(en) verhängt, die den Verstoß begangen hat (haben). Handelt es sich um 
einen Mitarbeiter des Unternehmens, kann die Sanktion bis zur fristlosen Kündigung reichen. 
Je nach Art und Schwere des Verstoßes behält sich das Unternehmen das Recht vor, Anzeige 
zu erstatten und/oder zivil- oder strafrechtliche Schritte einzuleiten. 

 
Sollte sich bei den Ermittlungen herausstellen, dass die Meldung in böser Absicht erfolgte, 
insbesondere wenn die Meldung Informationen betraf, von denen der Meldende wusste, dass 
sie falsch waren, und/oder mit der Absicht erfolgte, dem Unternehmen oder einer bestimmten 
Person zu schaden, kann der Meldende mit Disziplinarmaßnahmen bis hin zur fristlosen 
Kündigung belegt werden, und zwar unbeschadet der im Gesetz zum Schutz von 
Hinweisgebern vorgesehenen strafrechtlichen Sanktionen und/oder zivil- und/oder 
strafrechtlicher Verfahren, die vom Unternehmen und/oder der/den zu Unrecht beschuldigten 
Person(en) eingeleitet werden.  
 
 

6. Unterschrift 

 

 

Meldungsrichtlinie, erstellt auf der Grundlage der Empfehlungen der Handwerkskammer 

durch: 

 

 

 

 

 

 

Angèle Schiltz      Benoit Lespagnol 

Personalverantwortliche    Geschäftsführer  

All in One Technologies SA    All in One Technologies SA 

 

 


